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<Article>Entschließung des Europäischen Parlaments zu einer auf die Zukunft ausgerichteten innovativen Strategie für Handel und Investitionen</Article>
Das Europäische Parlament,
–
unter Hinweis auf seine Entschließung vom 26. November 2015 zum Stand der Doha‑Entwicklungsagenda im Vorfeld der 10. Ministerkonferenz der WTO
,
–
unter Hinweis auf seine Empfehlungen an die Kommission zu den Verhandlungen über die Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft und über das Abkommen über den Handel mit Dienstleistungen vom 8. Juli 2015 bzw. vom 3. Februar 2016,

unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Handel für alle – Hin zu einer verantwortungsbewussteren Handels- und Investitionspolitik“,

–
unter Hinweis auf die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung, die 2015 auf dem Gipfel der Vereinten Nationen zur nachhaltigen Entwicklung in New York verabschiedet wurde,
–
unter Hinweis auf seine Entschließung vom 29. April 2015 zum zweiten Jahrestag des Einsturzes des Rana-Plaza-Gebäudes und den Fortschritten bezüglich des Nachhaltigkeitspakts für Bangladesch
,

unter Hinweis auf den Sonderbericht des Europäischen Rechnungshofs Nr. 2/2014 mit dem Titel „Werden die Präferenzhandelsregelungen angemessen verwaltet?“,


unter Hinweis auf die Leitsätze der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) für multinationale Unternehmen und die Dreigliedrige Grundsatzerklärung der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) über multinationale Unternehmen und Sozialpolitik,

–
unter Hinweis auf die Verordnung der Europäischen Union über Holz aus illegalem Einschlag, die Richtlinie der Europäischen Union über die Offenlegung nichtfinanzieller Informationen, den Vorschlag der Kommission für eine Verordnung zu Konfliktmineralien, die Klausel über Transparenz in der Lieferkette im britischen Gesetz über moderne Sklavenarbeit und den französischen Gesetzentwurf über Sorgfaltspflicht,

unter Hinweis auf seine Entschließung vom 27. September 2011 zu einer neuen Handelspolitik für Europa im Rahmen der Strategie Europa 2020
,


unter Hinweis auf seine Entschließung vom 17. Februar 2011 zu Europa 2020
,


unter Hinweis auf seine Entschließung vom 25. November 2010 zur internationalen Handelspolitik im Zuge der Herausforderungen des Klimawandels
,


unter Hinweis auf seine Entschließung vom 25. November 2010 zu Menschenrechten, Sozial- und Umweltnormen in internationalen Handelsabkommen
,


unter Hinweis auf seine Entschließung vom 25. November 2010 zur sozialen Verantwortung von Unternehmen in internationalen Handelsabkommen
,

–
unter Hinweis auf die vom Rat (Auswärtige Angelegenheiten) am 24. Juni 2013 angenommenen Leitlinien der Europäischen Union für die Förderung und den Schutz der Ausübung aller Menschenrechte durch lesbische, schwule, bi-, trans- und intersexuelle Personen,

–
unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 7./8. Februar 2013, dessen Schlussfolgerungen vom 21. November 2014 zum Thema Handel und die Schlussfolgerungen des Rates (Auswärtige Angelegenheiten) vom 27. November 2015,

– 
unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 7. Juni 2016 über einen neuen Partnerschaftsrahmen für die Zusammenarbeit mit Drittländern im Kontext der Europäischen Migrationsagenda (COM(2016)0385),
–
unter Hinweis auf den Bericht seines Ausschusses für konstitutionelle Fragen über Transparenz, Rechenschaftspflicht und Integrität in den EU-Organen (2015/2041(INI)),

unter Hinweis auf das Übereinkommen von Marrakesch zur Errichtung der Welthandelsorganisation,


unter Hinweis auf Artikel 21 des Vertrags über die Europäische Union (EUV),


unter Hinweis auf die Artikel 207, 208 und 218 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV),

–
unter Hinweis auf Artikel 24 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2015/478 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2015 über eine gemeinsame Einfuhrregelung,

–
unter Hinweis auf den im AEUV festgeschriebenen Grundsatz der Politikkohärenz im Interesse der Entwicklung,

gestützt auf Artikel 52 seiner Geschäftsordnung,

–
unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für internationalen Handel sowie die Stellungnahmen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten, des Entwicklungsausschusses, des Ausschusses für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, des Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie, des Ausschusses für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung und des Ausschusses für Binnenmarkt und Verbraucherschutz (A8-0000/2016),

A.
in der Erwägung, dass Handel kein Selbstzweck ist, sondern ein Mittel, um Wohlstand, Gleichstellung, dauerhafte wirtschaftliche Entwicklung, sozialen Fortschritt und gegenseitiges kulturelles Verständnis zu erreichen, das Unternehmensumfeld zu verbessern, die Beschäftigung zu steigern sowie den Lebensstandard zu erhöhen;

B.
in der Erwägung, dass die gemeinsame Handelspolitik seit dem Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon im Dezember 2009 einen tiefgreifenden Wandel durchlaufen hat; in der Erwägung, dass Handel nicht isoliert betrieben, sondern vielmehr als ein Bereich behandelt werden sollte, der mit vielen anderen Politikbereichen in Zusammenhang steht und von ihnen abhängt; 

C.
in der Erwägung, dass in der Europäischen Union bislang keine ernsthafte Debatte über die Kosten der Freihandelspolitik (beispielsweise Anpassungsprozesse in der Industrie, Schließungen von Fertigungsstätten, Verlust von Arbeitsplätzen im verarbeitenden Gewerbe, Verlagerung von ganzen Industriezweigen in Drittländer, Verschmutzung, Ausbeutung von Ressourcen und wachsende Handelsdefizite) und über eine Kosten-Nutzen-Analyse der Freihandelspolitik insgesamt geführt wurde; in der Erwägung, dass sich mehrere Interessenträger angesichts dieses Fehlens einer solchen ehrlichen Debatte veranlasst sehen, die Logik und die Ausrichtung der EU-Handelspolitik und der Politikbereiche der EU allgemein infrage zu stellen;
D.
in der Erwägung, dass der internationale Handel nicht länger als Grundvoraussetzung für einen Konjunkturaufschwung in der EU betrachtet werden sollte, da in erster Linie das Austeritätsparadigma überprüft werden muss; in der Erwägung, dass Handel nur dann ein positiver Faktor sein kann, wenn konkrete, messbare Ergebnisse erreicht werden und er zu angemessenen Arbeitsplätzen, dauerhaftem wirtschaftlichem Wohlstand, einem nachhaltigen Umweltschutz und zu Chancengleichheit in der EU und in Drittländern beiträgt; 

E.
in der Erwägung, dass die Handelspolitik der neuen Generation die Sorgen der Menschen hinsichtlich Transparenz, Teilhabe, Wohlergehen und Arbeitsplätzen ernst nehmen, einen Beitrag zur Bekämpfung der Armut, zum Klimaschutz und zum Schutz der biologischen Vielfalt leisten und eine gerechtere Verteilung der Gewinne aus dem Handel gewährleisten muss;

F.
in der Erwägung, dass die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit durch die Handelsverhandlungen über beispielsweise das Übereinkommen zur Bekämpfung von Produkt- und Markenpiraterie (ACTA), die Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP), das umfassende Wirtschafts- und Handelsabkommen (CETA) und das Abkommen über den Handel mit Dienstleistungen (TiSA) auf die Handelspolitik der EU gelenkt wurde, und in der Erwägung, dass immer mehr Bürger besorgt darüber sind, dass die gemeinsame Handelspolitik die Rechtsvorschriften und Normen der EU und der Einzelstaaten untergraben könnte; in der Erwägung, dass es bei der Liberalisierung des Handels heutzutage im Wesentlichen um den Abbau der sogenannten regulatorischen Hindernisse geht, bei denen es sich um Gesetze und Vorschriften handelt, die von demokratisch gewählten Organen erlassen worden und aus gesellschaftlichen Grundsatzentscheidungen hervorgegangen sind; in der Erwägung, dass zunehmend Besorgnis darüber besteht, dass Handelsverhandlungen Vorrang vor der demokratischen Rechtsetzung erhalten können und dass sie nicht erstrangig dem öffentlichen Interesse dienen; in der Erwägung, dass das wachsende Gefühl des Misstrauens gegenüber Handelsverhandlungen durch mehr Transparenz nur schwerlich beseitigt werden wird;

G.
in der Erwägung, dass sich die Kommission eindeutig dazu bekannt hat, dass keine Handelsverhandlung jemals zu einem niedrigeren Maß an regulatorischem Schutz führen wird, Veränderungen des Maßes an Schutz nur mehr Schutz bedeuten können und das Regulierungsrecht stets gewahrt wird; in der Erwägung, dass die Kommission jedoch vor Kurzem wichtige Umweltvorschriften, die im Zusammenhang mit Handelsverhandlungen stehen, blockiert hat; 

H.
in der Erwägung, dass die regulatorische Zusammenarbeit gemäß dem in Artikel 191 AEUV festgelegten Grundsatz der Vorsorge das höchstmögliche Maß an Schutz von Gesundheit und Sicherheit gewährleisten muss;

I.
in der Erwägung, dass Bürger, Unternehmen und KMU in der EU Zweifel daran äußern, ob große Industrieverbände wirklich die Interessen von EU-Bürgern, EU-Unternehmen und der Europäischen Union generell vertreten;


J.
in der Erwägung, dass die Handels- und Investitionspolitik der EU gefördert werden muss, und zwar nicht nur, indem für positive Auswirkungen auf Beschäftigung und die Generierung von Wohlstand für die Bürger und die Unternehmen gesorgt wird, sondern auch, indem Rechte im Bereich Umweltschutz und Soziales gestärkt werden und für ein möglichst hohes Maß an Transparenz, Engagement und Rechenschaftspflicht gesorgt wird und indem zu diesem Zweck ein dauerhafter Dialog mit der Zivilgesellschaft, Verbrauchern, den Sozialpartnern, allen anderen betroffenen Interessenträgern sowie den lokalen und regionalen Behörden geführt wird und bei den Verhandlungen eindeutige Leitlinien vorgegeben werden;

K.
in der Erwägung, dass die Internationalisierung der weltweiten Produktionssysteme dazu beigetragen hat, dass Hunderte von Millionen Menschen neue Möglichkeiten des wirtschaftlichen Fortkommens und einen Weg aus der Armut gefunden haben; in der Erwägung, dass der IAO zufolge jedoch etwa 780 Millionen erwerbstätige Frauen und Männer nicht so entlohnt werden, dass sie der Armut entkommen können; in der Erwägung, dass durch die Ausweitung der globalen Wertschöpfungsketten zwar neue Beschäftigungsmöglichkeiten entstanden sind, aber die mangelhafte Durchsetzung geltender Arbeitsgesetze und Arbeitssicherheitsstandards in den Lieferländern nach wie vor dringend angegangen werden muss, um die Arbeitnehmer vor einer zur Erschöpfung führenden Anzahl von Arbeitsstunden und inakzeptablen Bedingungen zu schützen;

L.
in der Erwägung, dass die Europäische Union im Rahmen ihrer Handelspolitik und in den von ihr geführten Handelsverhandlungen berücksichtigen muss, dass bestimmte Wirtschaftszweige – darunter der Agrarsektor – auf Marktöffnungen sensibel reagieren, und den Ausschluss dieser Sektoren in Erwägung ziehen muss;

M.
in der Erwägung, dass der Anteil der EU-28 am globalen BIP, der 2013 noch 23,7 % betrug, Prognosen zufolge bis 2050 auf 15 % zurückgehen soll, und in der Erwägung, dass seit 2015 90 % des globalen Wirtschaftswachstums außerhalb Europas generiert werden; in der Erwägung, dass sich das Wachstum in den Schwellenländern jedoch merklich abschwächt; 

N.
in der Erwägung, dass die Emissionen bei unveränderten Rahmenbedingungen nach jüngsten Schätzungen bis 2050 für den Seefrachtverkehr um bis zu 250 % und für den Luftverkehr um bis zu 270 % zunehmen werden;

O.
in der Erwägung, dass die Kommission den in den Entschließungen des Parlaments geäußerten Standpunkten unter anderem zu TTIP und TiSA Rechnung tragen sollte, indem sie ihre Verhandlungspositionen entsprechend anpasst und die Verhandlungsmandate mit dem Rat überprüft;

1.
nimmt die neue Strategie der Kommission mit der Bezeichnung „Handel für alle – Hin zu einer verantwortungsbewussteren Handels- und Investitionspolitik“ zur Kenntnis und begrüßt den neuen Schwerpunkt auf Elementen wie dem verantwortungsbewussten Management von Lieferketten, fairem und ethischem Handel und den sozialen Kosten der Liberalisierung des Handels; weist darauf hin, dass die Handelspolitik in angemessener Weise umgesetzt werden muss, um eine nachhaltige Entwicklung sicherzustellen; bedauert jedoch, dass die Kommission nach wie vor keine beherzten Schritte zur Neuausrichtung dieser Politik auf die großen gegenwärtigen Herausforderungen wie zum Beispiel die Krise des Multilateralismus, den Klimawandel, die zunehmenden weltweiten Ungleichheiten oder nicht nachhaltige globale Lieferketten unternimmt;

2.
weist erneut darauf hin, dass die gemeinsame Handelspolitik den Grundsätzen und Zielen des auswärtigen Handelns der Union gemäß Artikel 21 EUV und Artikel 208 AEUV Rechnung tragen muss und vollauf im Einklang mit den in Artikel 2 EUV verankerten Werten der EU stehen sollte; macht darauf aufmerksam, dass außenpolitische Maßnahmen und innenpolitisches Handeln, das einen außenpolitischen Bezug aufweist, kohärent sein müssen; betont, dass die EU rechtlich verpflichtet ist, die Menschenrechte zu achten, und dass sie die nachhaltige wirtschaftliche, soziale und ökologische Entwicklung der Handelsländer fördern sollte; ist der Ansicht, dass internationale Verpflichtungen zur Achtung der Menschenrechte in diesem Zusammenhang Vorrang gegenüber ihnen entgegenstehenden Bestimmungen in Handels- und Investitionsabkommen genießen sollten;
3.
begrüßt die Bemühungen der Kommission, die Transparenz und die Offenheit in allen Phasen der Handelsverhandlungen zu verbessern, ist jedoch der Ansicht, dass für wirkliche Transparenz noch viel mehr getan werden muss; fordert daher, dass die Kommission ihre Initiative für vollständige Transparenz und öffentliche Kontrolle auf alle laufenden und künftigen Handelsverhandlungen ausweitet; betont, dass sinnvolle Transparenz die weltweite Unterstützung für einen auf Regeln beruhenden Handel verbessern kann; fordert die Kommission auf, die Empfehlungen der Europäischen Bürgerbeauftragten vom Juli 2015 –insbesondere mit Blick auf den Zugang zu Dokumenten aller Verhandlungen – umzusetzen; bedauert, dass im Rat keine grundlegenden Fortschritte im Bereich der Transparenz erzielt wurden, und fordert den Rat auf, unverzüglich mit der Veröffentlichung aller bisher angenommenen und künftigen Verhandlungsmandate zu beginnen;
4.
fordert die Kommission auf, für die ausgeprägte Beteiligung der Zivilgesellschaft und der Sozialpartner zu sorgen, sodass die Handelspolitik neu auf den Schutz der Rechte der Bürger ausgerichtet und somit ihre Legitimität gestärkt wird;
5.
ist der Auffassung, dass sich gezeigt hat, dass Handelsverhandlungen keine geeigneten institutionellen Mechanismen darstellen, um eine Angleichung in regulatorischer Hinsicht zu erzielen und gleichzeitig die vorrangige Aufgabe der Regulierung – die Gewährleistung des öffentlichen Interesses, der Sicherheit und des Schutzes vor Gefahren – zu erfüllen; betont, dass sich die regulatorische Zusammenarbeit in internationalen Foren außerhalb von Handelsverhandlungen abspielen sollte, damit grundlegende Standards und Regulierungen, die EU-Standards zu Gesundheit, Sicherheit, Verbrauchern und Arbeit, die Sozial- und Umweltgesetzgebung sowie die kulturelle Vielfalt, das Vorsorgeprinzip und die regulatorische Autonomie der nationalen, regionalen und lokalen Behörden in jedem Falle gewahrt werden;
6.
ist der Ansicht, dass die EU verpflichtet ist, alle erforderlichen Bemühungen zu unternehmen, um sämtliche potenziellen negativen Auswirkungen ihrer gemeinsamen Handelspolitik vorauszusehen, ihnen vorzubeugen und sie auszuräumen, indem sie regelmäßig Ex-ante- und Ex-post-Folgenabschätzungen in Bezug auf die Menschenrechte und die Nachhaltigkeit durchführt und die Handelsabkommen in der Folge gegebenenfalls auf den Prüfstand stellt; bekräftigt, dass nur ein fairer und angemessen regulierter Handel, der den Zielen für nachhaltige Entwicklung und dem Grundsatz der Politikkohärenz im Interesse der Entwicklung Rechnung trägt, Ungleichheiten beseitigen und Entwicklung voranbringen kann, und fordert die Kommission auf, in diesem Zusammenhang die verbindliche Umsetzung der Ziele für nachhaltige Entwicklung zu stärken; bekräftigt, dass die Ziele für nachhaltige Entwicklung mehrere handelsbezogene Vorgaben in verschiedenen Politikbereichen umfassen und dass eine der konkretesten Zielsetzungen darin besteht, die Ausfuhren der Entwicklungsländer zu steigern, sodass sich der Anteil der am wenigsten entwickelten Länder an den weltweiten Ausfuhren bis 2020 verdoppelt;
7.
vertritt die Überzeugung, dass das multilaterale System nach wie vor das einzige Instrument im Rahmen der Handelspolitik ist, mit dem eine ausgewogene und nachhaltige globale wirtschaftliche Entwicklung für alle verwirklicht werden kann; fordert die Kommission mit Nachdruck auf, bei der Reform der WTO eine Führungsrolle zu übernehmen, sodass die Regelungen der WTO – insbesondere mit Blick auf Menschen- und Arbeitsrechte, Klimawandel, biologische Vielfalt und Entwicklung – mit den vom UN-System hervorgebrachten Normen in Einklang gebracht werden, damit die Handelspolitik zu einem Instrument der globalen Steuerung und zu einem Werkzeug zur Bewältigung dringlicher globaler Herausforderungen wird; weist insbesondere darauf hin, dass Verpflichtungen und Ziele aus multilateralen Umweltabkommen wie zum Beispiel dem Rahmenabkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen (UNFCCC) größeres Gewicht haben müssen als die enge Auslegung der Handelsbestimmungen und dass es möglich sein muss, Erzeugnisse nach ihren Verfahrens- und Fertigungsmethoden voneinander zu unterscheiden; hält diese Reformen in Anbetracht des neuen Rahmens des Pariser Abkommens für besonders dringlich;
8.
betont, dass die Priorität der EU-Handelspolitik tatsächlich in einem reformierten Multilateralismus liegen sollte; ist in diesem Zusammenhang davon überzeugt, dass dieses vorrangige Ziel mit der immer längeren bilateralen und plurilateralen Agenda der EU nicht verwirklicht werden kann, und fordert die Kommission deshalb auf, den Abbruch laufender Verhandlungen in Erwägung zu ziehen und keine neuen Verhandlungen über FHA zu eröffnen;
9.
unterstreicht, dass vor dem Hintergrund der derzeitigen Herausforderungen ein besonderer Schwerpunkt auf dem Rahmen für die Zeit nach dem Cotonou-Abkommen liegen sollte, der keine Kolonialstrukturen mehr aufweisen, die regionale Integration stärken und – im Fall von Afrika – eng mit der Stärkung der Institutionen der Afrikanischen Union verknüpft sein sollte; ist der Ansicht, dass die Schaffung einer kontinentalen Freihandelszone in Afrika erwogen werden sollte, mit der Stabilität, regionale Integration, die lokalen Existenzgrundlagen, Beschäftigung, die Beseitigung der Armut, die Wahrung der lokalen Kultur und die Basisdemokratie gefördert werden; weist darauf hin, dass die EU für Stabilität in ihrer östlichen und südlichen Nachbarschaft sorgen muss, und fordert eine stärkere handels- und wirtschaftspolitische Integration, damit in diesem Zusammenhang die vertieften und umfassenden Freihandelszonen mit der Ukraine, Georgien und der Republik Moldau sowie ein eindeutig asymmetrisches Abkommen mit Tunesien uneingeschränkt und angemessen umgesetzt werden können; vertritt die Auffassung, dass insbesondere bei Partnerländern das Ziel der vertieften und umfassenden Freihandelszonen darin bestehen muss, die Lebensbedingungen der Bürger spürbar und dauerhaft zu verbessern;
10.
nimmt die Ankündigungen der Kommission zur Kenntnis, im Wege ihrer Handels- und Investitionsabkommen weltweit eine nachhaltige Entwicklung zu stärken und die Achtung der Menschenrechte sowie von Arbeits- und Sozialnormen und ökologischer Nachhaltigkeit zu fördern, fordert jedoch mit Nachdruck gezielte Bemühungen, um die entsprechenden Zusagen in der Praxis um- und durchzusetzen;
11.
betont, dass Bestimmungen in Bezug auf die Menschenrechte, Sozial- und Umweltnormen und Verpflichtungen zu Arbeitnehmerrechten auf der Grundlage der Kernübereinkommen der IAO und der sozialen Verantwortung von Unternehmen, einschließlich der Leitsätze der OECD für multinationale Unternehmen und der Leitprinzipien der VN für Wirtschaft und Menschenrechte, verbindlich sein und einen wesentlichen Teil der Handelsabkommen der EU in Form von durchsetzbaren Verpflichtungen darstellen müssen; fordert die Kommission auf, Kapitel über Handel und nachhaltige Entwicklung in alle Handels- und Investitionsabkommen der EU aufzunehmen; ist der Ansicht, dass im Interesse der tatsächlichen Verbindlichkeit und Durchsetzbarkeit der Bestimmungen über die nachhaltige Entwicklung echte Abschreckungsmaßnahmen eingeführt werden müssen, z. B. die Anwendung des allgemeinen Streitbeilegungsverfahrens im Rahmen des Abkommens, um Streitigkeiten durch die mögliche Aussetzung von Marktzugangspräferenzen beizulegen; weist darauf hin, dass Arbeits- und Umweltnormen nicht auf die Kapitel zum Handel und zur nachhaltigen Entwicklung beschränkt sind, sondern in allen Bereichen von Handelsabkommen wirksam sein müssen;
12.
fordert ein Verfahren, in dessen Rahmen das Parlament die Kommission auffordern kann, Untersuchungen einzuleiten, wenn Dritte durch Menschenrechtsverletzungen gegen ihre Verpflichtungen im Rahmen der Klausel über wesentliche Elemente verstoßen; fordert die Kommission auf, einen strukturierten und entpolitisierten Prozess einzuführen, wonach bei mutmaßlichen Verstößen eines Partners gegen Verpflichtungen im Rahmen von Kapiteln zu Handel und nachhaltiger Entwicklung mit diesem Partner Konsultationen nach eindeutigen Kriterien eingeleitet werden müssen;
13.
ist besorgt darüber, dass es Lieferanten aufgrund unregulierter Wertschöpfungsketten möglich wurde, die Arbeitnehmerrechte zu missachten, ihre Geschäftstätigkeit in Drittländer zu verlegen, Arbeitnehmer unter unsicheren und inakzeptablen Bedingungen zu beschäftigen, übermäßig viele Arbeitsstunden vorzuschreiben und den Arbeitnehmern den Zugang zu Grundrechten zu verwehren; weist erneut darauf hin, dass Lieferanten, die die Arbeitnehmerrechte und die internationalen Arbeits- und Umweltnormen achten, und Regierungen, die auf Verbesserungen bei Löhnen und Lebensstandard hinarbeiten, infolge dieser Praktiken unfaire Wettbewerbsbedingungen entstehen; fordert die Kommission auf, die Auswirkungen der Zunahme von globalen Wertschöpfungsketten zu untersuchen und in enger Zusammenarbeit mit der IAO und der OECD konkrete Vorschläge zur Verbesserung der in ihnen herrschenden Bedingungen vorzulegen; betont, dass die weitere Eingliederung der EU in die globalen Wertschöpfungsketten von den beiden Grundsätzen getragen sein muss, dass einerseits das europäische soziale und ordnungspolitische Modell geschützt werden und andererseits für die Sicherung und Schaffung nachhaltigen und gerecht verteilten Wohlstands und menschenwürdiger Beschäftigung in der EU und in anderen Teilen der Welt gesorgt werden muss;
14.
ist der Ansicht, dass die Handelspolitik dazu beitragen muss, dass ein transparenter Produktionsprozess entlang der gesamten Wertschöpfungskette sichergestellt wird und dass grundlegende Umwelt-, Sozial- und Sicherheitsnormen eingehalten werden; fordert die Kommission eindringlich auf, sich für nachhaltige Lieferketten einzusetzen, indem sie eine verbindliche Sorgfaltspflicht für Unternehmen vorschlägt, die auch auf den Leitprinzipien der Vereinten Nationen für Wirtschaft und Menschenrechte beruhen; begrüßt es, dass die Kommission eng mit der IAO und der OECD zusammenzuarbeiten beabsichtigt, was die Ausarbeitung eines globalen Konzepts zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen, insbesondere in der Bekleidungsbranche, angeht; ist der Auffassung, dass das Konzept der freiwilligen sozialen Verantwortung der Unternehmen nicht mehr zeitgemäß und größtenteils unwirksam ist und durch eine Verlagerung hin zu verpflichtenden Regeln einsatzbereit gemacht werden sollte, damit in allen globalen Lieferketten für Verantwortungsbewusstsein gesorgt wird, was auch den Zugang der Opfer von Menschenrechtsverletzungen multinationaler Unternehmen zur Justiz umfasst;
15.
weist erneut darauf hin, dass in den USA vor kurzem das Gesetz zur Durchsetzung von Handelsregeln und zur Handelserleichterung (Trade Enforcement and Trade Facilitation Act) verabschiedet wurde, aufgrund dessen Produkte verboten werden, bei deren Herstellung von Kinder- oder Zwangsarbeit Gebrauch gemacht wird; fordert die Kommission mit Nachdruck auf, unverzüglich Rechtsvorschriften vorzuschlagen, durch die die Einfuhr von Waren verboten wird, bei deren Herstellung Gebrauch von Zwangsarbeit oder moderner Sklaverei in jedweder Form gemacht wird;
16.
lehnt die Aufnahme einer Investitionsgerichtsbarkeit und des Investor-Staat-Schiedsverfahrens (ISDS) in Handels- und Investitionsabkommen der EU ab; vertritt die Auffassung, dass das derzeitige Schiedssystem für Investitionsstreitigkeiten durch ein internationales Investitionsgerichtssystem im Rahmen der Vereinten Nationen ersetzt werden sollte, das es auch Staaten, Gewerkschaften und Organisationen der Zivilgesellschaft ermöglicht, Verfahren gegen Investoren einzuleiten, die im Menschenrechts-, Sozialrechts- oder Umweltschutzbereich gegen Investorenpflichten verstoßen;
17.
fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, die im umfassenden Rahmenwerk der UNCTAD für eine Investitionspolitik für nachhaltige Entwicklung ausgesprochenen Empfehlungen umzusetzen, um Anreize für verantwortungsvollere, transparentere und nachvollziehbare Investitionen zu schaffen;
18.
bedauert, dass es nicht gelungen ist, eine glaubwürdige Industriestrategie für die EU auszuarbeiten; vertritt die Ansicht, dass das verarbeitende Gewerbe einen wesentlichen Beitrag zur Reindustrialisierung der EU leistet und dass die Handelsstrategie der EU daher stärker auf die Rolle des verarbeitenden Gewerbes im Rahmen der gemeinsamen Handelspolitik ausgerichtet sein sollte, auch wenn Dienstleistungen 70 % des BIP der EU ausmachen;
19.
betont, dass die EU im Falle weiterer Maßnahmen zur Liberalisierung des Handels – die zu unfairen Handelspraktiken und Wettbewerb zwischen Ländern in Bezug auf alle Formen von Regulierungsfragen, Arbeitsrechten sowie Umweltschutz- und Gesundheitsnormen führen könnten – in der Lage sein muss, noch wirksamer auf unfaire Handelspraktiken zu reagieren und für gleiche Wettbewerbsbedingungen zu sorgen; betont, dass handelspolitische Schutzinstrumente (TDI) ein unerlässlicher Bestandteil der Handelsstrategie der EU bleiben und dazu beitragen müssen, die Wettbewerbsfähigkeit der EU zu verbessern, indem die Bedingungen für fairen Wettbewerb wiederhergestellt werden; weist darauf hin, dass die geltenden EU-Bestimmungen über den Handelsschutz bis ins Jahr 1995 zurückreichen; betont, dass das EU-System für den Handelsschutz dringend modernisiert werden muss, dabei aber nicht geschwächt werden darf; stellt fest, dass die EU-Bestimmungen über den Handelsschutz wirksamer und für KMU zugänglicher sein, die Untersuchungen verkürzt werden und Transparenz und Berechenbarkeit verbessert werden müssen; bedauert, dass der Vorschlag für die Modernisierung der TDI im Rat blockiert wird, der bislang nicht in der Lage war, in der Frage dieser außerordentlich wichtigen Rechtsvorschrift zu Ergebnissen zu gelangen, und fordert den Rat auf, den Stillstand bei der Modernisierung der TDI auf der Grundlage des Standpunkts des Europäischen Parlaments in erster Lesung umgehend zu überwinden;
20.
weist erneut darauf hin, welche Bedeutung der Partnerschaft der EU mit China zukommt, in deren Rahmen Handel und Investitionen eine wichtige Rolle spielen; ist überzeugt davon, dass die EU, solange China die für den Marktwirtschaftsstatus geltenden fünf Kriterien nicht erfüllt, bei Einfuhren aus China zur Feststellung der Vergleichbarkeit der Preise in Rahmen von Antidumping- und Antisubventionsuntersuchungen – im Einklang mit und unter uneingeschränkter Anwendung jener Teile von Abschnitt 15 des Beitrittsprotokolls für China, die den Spielraum für die Anwendung einer von der Standardmethode abweichenden Methode bieten – eine von der Standardmethode abweichende Methode anwenden sollte; fordert die Kommission auf, einen diesem Grundsatz entsprechenden Vorschlag zu unterbreiten, und weist erneut darauf hin, dass sich die Kommission diesbezüglich eng mit anderen WTO-Partnern abstimmen muss;
21.
weist erneut darauf hin, dass die Vergabe öffentlicher Aufträge ein bedeutsames Instrument für die Förderung nachhaltiger und ethischer Produktionsstrukturen ist; betont, dass es Staaten im Zusammenhang mit dem Handel weiterhin freistehen muss, soziale und ökologische Normen wie die Kriterien des „wirtschaftlich günstigsten Angebots“ (MEAT) für ihre Auftragsvergabeverfahren zu erlassen; ist der Überzeugung, dass die Bestimmungen über die Vergabe öffentlicher Aufträge im Einklang mit dem IAO-Übereinkommen Nr. 94 stehen sollten; weist erneut darauf hin, dass die EU als einziges WTO-Mitglied bei der Vergabe öffentlicher Aufträge automatisch den Grundsatz der Offenheit anwendet, und fordert die Kommission auf, die Annahme eines Gesetzes, durch das europäische Produkte Präferenz erhalten, und des Small Business Act ernsthaft in Erwägung zu ziehen;
22.
ist der Ansicht, dass die immer strengere Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums die grundlegende Informationsfreiheit sowie die Schaffung und Verbreitung kreativer Produkte, die notwendig für die Entwicklung einer soliden Kulturwirtschaft sind, gefährdet und immer häufiger dazu missbraucht wird, Innovationen einzuschränken und gesunden Wettbewerb zu ersticken; steht dem Gedanken, dass ein immer größerer Schutz und eine immer stärkere Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums in Freihandelsabkommen und bei der WTO automatisch zu positiven wirtschaftlichen Ergebnissen für alle Parteien führen, weiterhin skeptisch gegenüber und betont, dass Entwicklungsländer aufgrund der an sich nutzbringenden Durchsetzung von Rechten des geistigen Eigentums häufig ungebührlich stark belastet werden; betont, dass insbesondere in Bezug auf lebenswichtige Arzneimittel erwogen werden muss, bestimmte Durchsetzungsmaßnahmen zurückzunehmen, zumal wenn durch sie verhindert wird, dass notwendige Arzneimittel Patienten in Entwicklungsländern erreichen;

23.
räumt ein, dass Dienstleistungen angesichts des Anteils, den sie an der Wirtschaft der EU haben, bei Handelsverhandlungen berücksichtigt werden sollten; hebt jedoch hervor, dass der Dienstleistungssektor hochgradig reguliert ist und viele sensible Bereiche birgt, die sorgfältig betrachtet werden müssen, was z. B. für den Bereich der öffentlichen Dienstleistungen gilt; ist daher der Auffassung, dass die Verhandlungen auf der Grundlage einer positiven Liste ohne Sperr- und Stillhalteklauseln geführt werden sollten; fordert zudem, dass bestehende und künftige Dienstleistungen von allgemeinem Interesse sowie Dienste von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse gemäß den Artikeln 14 und 106 AEUV sowie Protokoll 26 vom Geltungsbereich eines jeden Abkommens ausgeschlossen werden müssen, und zwar unabhängig davon, ob sie öffentlich oder privat finanziert werden, worauf das Parlament in seinen kürzlich angenommenen Entschließungen bereits hinwies;
24.
betont, dass der Datenschutz ein nicht verhandelbares Grundrecht ist; fordert die Kommission auf, Verhandlungen auf der Grundlage zu führen, dass der bestehende und künftige Rechtsrahmen der EU zum Schutz personenbezogener Daten ausgenommen ist, und dafür zu sorgen, dass beim Austausch von Daten die in dem Herkunftsland der betroffenen Person geltenden Datenschutzvorschriften vollständig eingehalten werden;
25.
hegt Bedenken, dass die Einbeziehung von Bestimmungen über Finanzdienstleistungen in Handelsabkommen negative Auswirkungen im Zusammenhang mit Geldwäsche, Steuerhinterziehung und Steuerumgehung sowie illegalen Finanzströmen haben könnte; fordert die Kommission nachdrücklich auf, gegen Korruption in Industrie- und Entwicklungsländern vorzugehen; ist der Ansicht, dass Handels- und Investitionsabkommen eine gute Gelegenheit dafür bieten können, bei der Bekämpfung von Korruption, Geldwäsche, Steuerbetrug und Steuerhinterziehung intensiver zusammenzuarbeiten; ist der Auffassung, dass Verpflichtungen auf der Grundlage internationaler Normen, Pflichten im Zusammenhang mit der länderspezifischen Berichterstattung und ein automatischer Informationsaustausch als Voraussetzungen für die weitere Liberalisierung der Finanzdienstleistungen in entsprechende internationale Abkommen aufgenommen werden sollten;
26.
hält es für bedenklich, dass der Zusammenhang zwischen Handels- und Investitionsabkommen einerseits und Doppelbesteuerungsabkommen andererseits noch nicht ernsthaft untersucht wurde, und fordert die Kommission auf, alle Auswirkungen, die derartige Instrumente aufeinander und auf die politische Kohärenz im weiteren Sinne bei der Bekämpfung der Steuerhinterziehung haben können, eingehend zu analysieren;
27.
pflichtet der Kommission darin bei, dass der EU eine besondere Verantwortung zukommt, was die Auswirkungen ihrer handelspolitischen Maßnahmen auf die Entwicklungsländer und insbesondere auf die am wenigsten entwickelten Länder angeht; begrüßt es, dass die Zahl der Menschen, die in absoluter Armut leben, seit 1990 zurückgegangen ist; betont jedoch, dass unbedingt Ungleichheiten weiter abgebaut werden müssen und die Armut beseitigt werden muss, um den negativen Auswirkungen von Freihandelsabkommen abzuhelfen sowie private und öffentliche Investitionen in den am wenigsten entwickelten Ländern zu fördern, damit die institutionellen und infrastrukturellen Rahmenbedingungen geschaffen werden, unter denen am wenigsten entwickelten Länder einen größeren Nutzen aus den Vorteilen ziehen können, die der Handel bietet, indem sie dabei unterstützt werden, ihre Volkswirtschaften zu diversifizieren und in die weltweiten Wertschöpfungsketten zu integrieren, damit sie sich auf hochwertigere Erzeugnisse spezialisieren können;
28.
begrüßt die Ankündigung der Kommission, sie wolle eine Halbzeitbewertung des Allgemeinen Präferenzsystems (APS) vornehmen, um sicherzustellen, dass das APS und damit auch die Initiativen „Alles außer Waffen“ (EBA) und APS+, Instrumente sind, die die Wahrung der Grundwerte möglich machen sowie wirksam umgesetzt und überwacht werden müssen;
29.
bekräftigt, dass die Investitionspolitik der EU, insbesondere wenn öffentliche Mittel betroffen sind, zur Verwirklichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung beitragen muss; weist darauf hin, dass Transparenz und Rechenschaftspflicht von Einrichtungen für die Entwicklungsfinanzierung verbessert werden müssen, um die Finanzströme, die Schuldentragfähigkeit und den Mehrwert ihrer Projekte für die nachhaltige Entwicklung wirksam nachzuverfolgen und zu beobachten;
30.
fordert, dass die Handelshilfe und die technische Unterstützung gezielt darauf ausgerichtet werden, arme Erzeuger, Kleinstunternehmen und kleine Unternehmen, die Gleichstellung und die Stärkung der Rolle der Frau sowie Genossenschaften zu fördern, damit deren Vorteile aus dem Handel auf lokalen und regionalen Märkten ausgebaut werden;
31.
fordert die Kommission auf, alle Entwicklungsländer dabei zu unterstützen, sämtliche im Übereinkommen über handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums (TRIPS-Übereinkommen) enthaltenen Flexibilitätsregelungen, welche in der am 14. November 2001 veröffentlichten Erklärung von Doha zum TRIPS-Übereinkommen und zur öffentlichen Gesundheit anerkannt und bestätigt wurden, in vollem Umfang und wirksam auszuschöpfen, damit dafür gesorgt wird, dass sie im Rahmen ihrer nationalen öffentlichen Gesundheitsprogramme Arzneimittel zu erschwinglichen Preisen bereitstellen können; ermahnt den Rat in diesem Zusammenhang, seinen mit der Erklärung von Doha eingegangenen Verpflichtungen nachzukommen, indem er sicherstellt, dass die Kommission Arzneimittel ausdrücklich ausklammert, wenn sie im Rahmen künftiger bilateraler und regionaler Handelsabkommen mit Entwicklungsländern Bestimmungen über pharmazeutische Erzeugnisse aushandelt oder wenn sich Entwicklungsländer um den Beitritt zur WTO bemühen; begrüßt, dass die Kommission den Antrag der am wenigsten entwickelten Länder auf Verlängerung des geistigen Eigentums an Arzneimitteln unterstützt, bedauert jedoch die endgültige Entscheidung des TRIPS-Rates der WTO, lediglich eine Verlängerung von 17 Jahren zu gewähren;
32.
ist zutiefst besorgt über den im Partnerschaftsrahmen für die Zusammenarbeit mit Drittländern im Kontext der Europäischen Migrationsagenda skizzierten neuen Ansatz der Kommission, der auf negativen Anreizen wie der Aussetzung von Handelspräferenzen beruht, mit denen Entwicklungsländer dazu gebracht werden sollen, bei der Migrationssteuerung oder Rückübernahme und Rückführung irregulärer Migranten zu kooperieren;
33.
weist erneut darauf hin, wie wichtig es ist, dass die europäischen und internationalen Vorschriften über den Waffenhandel eingehalten werden, insbesondere der Vertrag der Vereinten Nationen über den Waffenhandel und der Verhaltenskodex der EU für Waffenausfuhren; betont, dass wirksame Rechtsvorschriften zur Kontrolle der Ausfuhren ebenfalls zu den Schlüsselaspekten der EU-Handelspolitik gehören; fordert die Kommission in diesem Zusammenhang auf, die EU-Rechtsvorschriften über Ausfuhrkontrollen für Güter und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck zu aktualisieren, damit die strategischen Ziele der EU verfolgt werden können und stärker auf die Achtung der universellen Werte hingewirkt werden kann;
34.
weist erneut darauf hin, dass Schätzungen der IAO zufolge weltweit 865 Millionen Frauen in höherem Maße zu wirtschaftlichem Wohlstand beitragen könnten, wenn man sie besser unterstützen würde; stellt fest, dass sich die Handelspolitik in den einzelnen Wirtschaftszweigen ganz unterschiedlich auf die Gleichstellung der Geschlechter auswirken kann und dass mehr Daten zum Thema Geschlecht und Handel benötigt werden, und nimmt zur Kenntnis, dass die Kommission in ihrer Mitteilung „Handel für alle“ geschlechterspezifische Aspekte von Handelsabkommen nicht thematisiert; fordert die Kommission auf, ihre Bemühungen zu intensivieren, Handelsverhandlungen als Instrument zur weltweiten Förderung der Gleichstellung der Geschlechter zu nutzen, und sich verstärkt dafür einzusetzen, dass sowohl Frauen als auch Männer Nutzen aus der Liberalisierung des Handels ziehen können und vor deren negativen Auswirkungen geschützt werden; ist der Ansicht, dass die Kommission zu diesem Zweck dafür sorgen sollte, dass die geschlechterspezifische Perspektive als Querschnittsthema in alle künftigen Handelsabkommen integriert wird, und dass sie die geschlechterspezifischen Auswirkungen der in Kraft befindlichen Handelsabkommen überwachen sollte;
35.
begrüßt die von der Kommission vorgeschlagene intensivere Partnerschaft mit dem Parlament und den Interessenträgern bei der Umsetzung von Handelsabkommen; betont, dass das Parlament in alle Phasen des Verfahrens einbezogen und dabei stets umfassend und rechtzeitig über die entsprechenden Entwicklungen informiert werden muss – auch mittels einer systematischen Konsultation des Parlaments vor der Ausarbeitung der Verhandlungsmandate; weist darauf hin, dass die Kommission verpflichtet ist, das Parlament über ihre Aktivitäten in Bezug auf Umsetzung, Kontrolle und Nachbereitung von Handels- und Investitionsabkommen zu unterrichten;
36.
fordert die Kommission auf, nicht zu verlangen, dass Handelsabkommen und die Kapitel von Assoziierungsabkommen zum Thema Handel schon vorläufig angewendet werden, bevor das Parlament seine Zustimmung erteilt; weist auf die einschlägigen Zusagen des für Handel zuständigen Kommissionsmitglieds hin und begrüßt diese, empfiehlt jedoch nachdrücklich, diese Regelung in der neuen interinstitutionellen Vereinbarung offiziell festzuhalten; ist jedoch der Auffassung, dass gemischte Abkommen angesichts des immer größeren Anwendungsbereichs von Handelsabkommen, die mittlerweile auch Investor-Staat-Schiedsverfahren und weitreichende nicht auf den Handel bezogene Angelegenheiten umfassen, nicht vorläufig angewendet werden sollten, bevor sie von allen Mitgliedstaaten ratifiziert sind;
37.
fordert die Kommission auf, die Qualität und die Genauigkeit der Ex-ante- und Ex-post-Bewertungen auf der Grundlage der überarbeiteten Methodik zu verbessern; betont, dass alle handelspolitischen Initiativen einer eingehenden und umfassenden Nachhaltigkeitsprüfung unterzogen werden müssen, zumal angesichts der Empfehlung, die die Bürgerbeauftragte vor kurzem zu der Beschwerde 1409/201/JN über das Freihandelsabkommen zwischen der EU und Vietnam aussprach; empfiehlt, dass die Bewertungen mindestens empfindliche Wirtschaftszweige sowie Menschen-, Sozial- und Umweltrechte umfassen sollten; ist besorgt darüber, dass es an Zwischen- und Ex-post-Bewertungen mangelt und dass die durchgeführten Bewertungen von geringer Qualität sind, wie dem Sonderbericht Nr. 02/2014 des Europäischen Rechnungshofes zu entnehmen ist; besteht darauf, dass in Bezug auf alle Handelsabkommen Zwischen- und Ex-post-Bewertungen von höherer Qualität durchgeführt werden, damit die politischen Entscheidungsträger, die Interessenträger und die europäischen Steuerzahler beurteilen können, ob mit den Handelsabkommen die angestrebten Ergebnisse erzielt werden; fordert die Kommission auf, Informationen über die Auswirkungen der Handelsabkommen vorzulegen, die – unter besonderer Berücksichtigung von KMU, der Schaffung angemessener Arbeitsplätze, der Menschenrechte und der Umwelt, auch in den Partnerländern – abgeschlossen wurden, und zusätzliche Maßnahmen einzuleiten, damit sichergestellt wird, dass die EU-Handelspolitik den am wenigsten entwickelten Ländern zugutekommt;
38.
betont, dass die strengen europäischen Normen in den Bereichen Umwelt, Lebensmittelsicherheit, Tierschutz und Soziales für die EU-Bürger sehr wichtig sind, insbesondere, was die öffentliche Sittlichkeit und die sachkundige Wahl der Verbraucher anbelangt; betont, dass sichergestellt werden muss, dass EU-Normen für Lebensmittelsicherheit und Tierschutz dadurch geschützt werden, dass Grundsätze wie das Vorsorgeprinzip, die nachhaltige Landwirtschaft und ein hohes Maß an Rückverfolgbarkeit und Produktkennzeichnung gewahrt bleiben und bei allen Einfuhren für die Einhaltung der geltenden EU-Rechtsvorschriften gesorgt wird; weist auf die erheblichen Unterschiede bei den Tierschutznormen auf internationaler Ebene hin; weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die Ausfuhr lebender Nutztiere gemäß geltenden EU-Rechtsvorschriften und den Normen der Weltorganisation für Tiergesundheit (OIE) reguliert werden muss, damit sichergestellt wird, dass bei allen Einfuhren tierischer Erzeugnisse aus Industrieländern die EU-Rechtsvorschriften über Tierschutz eingehalten werden und dass bei Einfuhren aus Entwicklungsländern gleichwertige Normen einzuhalten sind;
39.
merkt an, dass die Strategie der Kommission, den Handel mit Industrieländern zu eröffnen, in denen die Normen in den Bereichen Umwelt, Wirtschaft, Sozialwesen, Gesundheit und Pflanzenschutz niedriger als in Europa sind, unausweichlich dazu führen wird, dass für sensible Bereiche wie die Rindfleischbranche die Zollkontingente erhöht werden, was für Kleinlandwirte in den anfälligen Regionen Europas schwerwiegende Folgen hat; fordert die Kommission zugleich auf, Regeln aufzustellen, durch die ein hohes Schutzniveau für sämtliche geografischen Angaben der EU auf dem Markt in den Drittländern, mit denen verhandelt wird, ebenso sichergestellt wird wie geeignete Maßnahmen zur Umsetzung;
40.
betont, dass bei Handelsverhandlungen keine Bestimmungen enthalten sein dürfen, durch die die Garantien beeinträchtigt werden können, die die Union den Verbrauchern im Bereich der Agrar- und Nahrungsmittelwirtschaft gegenwärtig bietet, insbesondere im Hinblick auf die Verwendung von Erzeugnissen, die aus GVO oder durch Klonen hergestellt werden; betont, dass insbesondere auf den Einsatz von Pestiziden eingegangen werden muss, vor allem auf die unterschiedlichen Konzepte bei ihrem Einsatz, da die einschlägigen Normen in der EU wesentlich anspruchsvoller als in Drittländern sind;

41.
ist weiterhin tief besorgt über die jüngste Zunahme von Straftaten im Zusammenhang mit wildlebenden Arten und den damit verbundenen illegalen Handel, der sich nicht nur verheerend auf die biologische Vielfalt und die Artenbestände auswirkt, sondern auch eine deutliche und allgegenwärtige Gefahr für Lebensgrundlagen und örtliche Volkswirtschaften, insbesondere in Entwicklungsländern, darstellt; begrüßt die Zusage der EU, den illegalen Handel mit wildlebenden Arten im Rahmen ihrer Antwort auf die Agenda 2030 der Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklung zu unterbinden, insbesondere gemäß dem nachhaltigen Entwicklungsziel 15, wonach nicht nur Maßnahmen zur Beendigung der Wilderei von und des Handels mit geschützten Tier- und Pflanzenarten ergriffen werden müssen, sondern auch das Angebot von und die Nachfrage nach illegalen Produkten wildlebender Tiere und Pflanzen in Angriff genommen werden müssen; erwartet in diesem Zusammenhang, dass die Kommission nach einer Bedenkzeit, zu der auch eine Konsultation des Parlaments und der Mitgliedstaaten gehört, prüft, wie mit der EU-Handelspolitik am besten gegen den illegalen Handel mit wildlebenden Arten vorgegangen werden kann;
42.
beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss, dem Ausschuss der Regionen, der UNCTAD sowie der WTO zu übermitteln.
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